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Anlage 

Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/3249 — 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Welche Ergebnisse hat die Tätigkeit des Koordinierungsaus- 
schusses für Straßenbauplanung seit seiner Gründung im Jahre 
1966 gebracht und welche weiteren Verbesserungen werden von 
dem Ausschuß angestrebt, insbesondere hinsichtlich 

a) der Planung von Anschlüssen an Autobahnen und Bundes- 
fernstraßen gemeinsam mit Landkreisen, Städten und Ge- 
meinden, 

b) der Koordinierung des Fernmeldebauwesens und der Träger 
der Baulast für Versorgungsleitungen mit Bund, Ländern und 
Gemeinden, 

c) der Verbesserung des Verkehrsflusses durch ausreichende 
und rechtzeitige Hinweisbeschilderung von Großbaustellen 
und unvollendeten Teilstrecken auf Autobahnen? 


I. Aufgabe des im Jahre 1966 gegründeten Koordinierungs- 
ausschusses für Straßenbauplanung, der sich aus Vertretern 
aller Straßenbaulastträger zusammensetzt, ist es, gemein- 
same Grundsätze für die Straßenbauplanung und ihre Durch- 
führung zu erarbeiten. Die Ergebnisse der Arbeit werden in 
Empfehlungen niedergelegt, an die sich die Baulastträger 
halten sollen. Die Tätigkeit des Ausschusses hat bisher 
folgende Ergebnisse gebracht; 

1. Auf Anregung und Ersuchen des Arbeitskreises der Ver- 
kehrsressorts der Länder wurde im Jahre 1966 vordring- 
lich ein „Sofortprogramm für straßenbauliche Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den, die ohne wesentliche Investitionen kurzfristig ver- 
wirklicht werden können", erarbeitet. Dieses Sofortpro- 
gramm ist als „Empfehlung Nr. 1" verabschiedet und den 
einschlägigen Verwaltungen und Körperschaften zur An- 
wendung empfohlen worden. Die Verkehrsministerkonfe- 
renz der Länder hat dieses Sofortprogramm in ein von ihr 
aufgestelltes umfassendes Sofortprogramm eingearbeitet 
und ebenfalls die Empfehlung ausgesprochen, diese Pro- 
gramme anzuwenden. 

2. Auf der Grundlage des Berichtes der Sachverständigen- 
Kommission nach dem Gesetz über eine Untersuchung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden (Drucksache IV/2661) wurde der Finanz- 
bedarf für den Verkehrsausbau für den Straßensektor 
überprüft. Hiernach ergab sich, daß in der Gesamtsumme 
(25 bis 30 Jahre) mit einer Erhöhung von rd. 40 % gegen- 
über den Angaben des Sachverständigenberichtes gerech- 
net werden muß. Die Relationen der Bedarfsbereiche sind 
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jedoch unverändert geblieben. Hieraus hat der Koordi- 
nierungsausschuß als „Empfehlung Nr. 2" abgeleitet, an 
den von der Sachverständigenkommission mitgeteilten 
Mindestbedarfswerten für den Verkehrsausbau zunächst 
festzuhalten. Sofern es erforderlich wird, über einen län- 
geren Zeitraum von etwa 15 bis 20 oder mehr Jahren hin- 
aus zu planen, müssen neue Überlegungen angestellt 
werden. 

3. Zur Förderung der Koordinierung der Planungen der 
verschiedenen Baulastträger wurde die „Empfehlung Nr. 
3" ausgesprochen, die sich auf umfangreiche Erhebungen 
bei den Ländern, Städten und sonstigen Institutionen für 
Planung und Forschung stützt. Die Empfehlung des Koor- 
dinierungsausschusses hat folgenden wesentlichen Inhalt: 

a) Langfristige Ausbaupläne sollten in Zeitschritte von 
5 Jahren eingeteilt werden, die nach Möglichkeit auf 
die Zeitschritte des 2. Ausbauplanes für die Bundesfern- 
straßen abgestimmt sein sollen. 

b) Als Fernziel bei den Planungen sollte die etwa im Jahre 
1990 erwartete Vollmotorisierung angesehen werden. 
Ein Zwischenziel sollte etwa 10 Jahre nach Beginn des 
Planungszeitraumes angesetzt werden. 

c) Für die allgemeine Entwicklung des Kfz-Bestandes kann 
die neue Shell-Prognose einen Anhalt geben. Sie soll- 
ten den Planungen nach Möglichkeit zugrunde gelegt 
werden. 

d) In den Verkehrsprognosen sollte künftig auch der Ein- 
fluß des Strukturwandels in den einzelnen Zählbezirken 
stärker berücksichtigt werden. 

II. Hinsichtlich der Frage, welche Verbesserungen angestrebt 
werden, ist zu bemerken: 

Wie erwähnt, besteht die Aufgabe des Koordinierungsaus- 
schusses für Straßenbauplanung darin, als gemeinsame Ge- 
sprächsplattform aller Straßenbaulastträger die besten Vor- 
aussetzungen für eine gut koordinierte Straßenbauplanung 
zu schaffen. Hierbei wird besonderes Augenmerk auf die 
Lösung grundsätzlicher Fragen gerichtet, und vornehmlich 
auf die Vereinheitlichung der Grundlagen für den Straßen- 
bau und für die Netzgestaltung. 

Demgegenüber kann es wegen der außerordentlich großen 
Zahl der in Betracht kommenden Vorhaben nicht Aufgabe 
des Koordinierungsausschusses sein, etwa eine Koordinie- 
rung bei Einzelobjekten verschiedener Bauträger durchzu- 
führen. Erforderlichenfalls werden auch auf diesem Gebiet 
entsprechende Grundsatz-Empfehlungen zu erarbeiten sein. 

Auf diesem im vorstehenden kurz umrissenen Aufgabenge- 
biet werden die vom Koordinierungsausschuß angestrebten 
Verbesserungen liegen. 
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III. Zu den drei gestellten Fragen ist folgendes auszuführen: 
zu a) 

Es ist nicht Aufgabe des Koordinierungsausschusses, An- 
schlüsse an Bundesfernstraßen (Bundesautobahnen und Bun- 
desstraßen) zu planen. Dieses wird vielmehr von der Stras- 
senbauverwaltung des betreffenden Landes als Auftrags- 
verwaltung des Bundes in enger Abstimmung mit den 
Landkreisen, Städten und Gemeinden sowie dem Bundes- 
minister für Verkehr vorgenommen. Dies ergibt sich 
aus dem Raumordnungsverfahren bei der Bestimmung der 
Linie gemäß § 16 FStrG und bei der Durchführung der Plan- 
feststellung gemäß § 18 FStrG. 

Die bisherigen Erfahrungen haben zu Beanstandungen keine 
Veranlassung gegeben. 

zu b) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine sorgsame 
Koordinierung von Straßen- und sonstigen Tiefbauarbeiten 
(z. B. Verlegung von Kabeln, Versorgungsleitungen) Vor- 
aussetzung für eine wirtschaftliche und sparsame Verwen- 
dung öffentlicher Mittel ist. Obwohl es nicht Aufgabe des 
Koordinierungsausschusses ist, eine Koordinierung bei Ein- 
zelobjekten verschiedener Bauträger durchzuführen, unter- 
sucht er aus dem vorgenannten Grund, ob und in welcher 
Weise aus den bisher von den verschiedenen Bauträgern 
herausgegebenen Richtlinien und Erlassen eine zusammen- 
fassende Richtlinie für die Koordinierung von Bauarbeiten 
an der Straße erarbeitet werden soll. 

zu c) 

Die hier angesprochenen Maßnahmen gehören nicht in den 
Aufgabenbereich des Koordinierungsausschusses für Stras- 
senbauplanung. 

Um eine einheitliche Regelung zu erreichen, sind vom Bun- 
desminister für Verkehr im Einvernehmen mit den zustän- 
digen Behörden der Länder im Jahre 1963 „Vorläufige 
Richtlinien für die Kennzeichnung, Verkehrsführung und 
Verkehrsregelung bei Arbeitsstellen auf Bundesautobah- 
nen“ eingeführt worden. Diese Richtlinien haben sich be- 
währt und werden von allen Straßenbauverwaltungen an- 
gewendet. 

Die Beschilderung für die Wegweisung auf Bundesautobah- 
nen wird nach den Erläuterungen in dem vom Bundesmi- 
nister für Verkehr herausgegebenen „Verzeichnis der Fern- 
und Nahziele für Bundesautobahnen, 1958“ durchgeführt, 
die zur Zeit überarbeitet werden. Auch die Beschilderung 
von Teilstrecken der Autobahnen wird hiernach vorgenom- 
men. Dabei wird durch eine auf den Zwischenzustand aus- 
gerichtete vorläufige Beschilderung dem noch nicht end- 
gültigen Zustand Rechnung getragen. Ein Beispiel hierfür 
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ist der neu eröffnete B AB- Abschnitt Darmstadt-Weinheim: 
Die Beschilderung ist hier so angelegt, daß im Autobahn- 
kreuz Darmstadt die starken Verkehrsströme Ruhrgebiet- 
Süddeutschland und Norddeutschland-Süddeutschland je- 
weils in den beiden kreuzenden Strecken geradeaus durch- 
laufen können. Dadurch werden von dem sehr empfindli- 
chen 55 km langen Autobahnabschnitt zwischen Darmstadt 
und Mannheim/Heidelberg rd. 40 km stark entlastet. Die 
ersten Erfahrungen zeigen, daß auf dem fraglichen Strecken- 
abschnitt der alten Betriebsstrecke eine Steigerung der Ver- 
kehrssicherheit und eine Verbesserung des Verkehrsflusses 
erreicht werden. 
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